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▶▶ Finanzgericht Hamburg
Schulbesuch in Serbien führt zur Kindergeld-rückforderung

| Wird ein Kind bereits zu Beginn des ersten Schuljahrs zu den Großeltern nach 
Serbien geschickt, um dort mindestens zehn Jahre zur  Schule zu gehen, 
genügt es nicht, um den inländischen Wohn sitz beizubehalten, wenn das 
Kind die Eltern in den Schulferien für insgesamt etwa dreieinhalb Monate 
im Jahr besucht. Ausnahme: Es gibt besondere Indizien für eine feste soziale 
Bindung an Deutschland. Hierbei spielen auch mangelhafte deutsche 
Sprachkenntnisse eine Rolle (FG Hamburg 5.7.19, 6 K 215/18,  Abruf-Nr. 211935). |

Bemerkenswerterweise hat das FG eine Verlängerung der Festsetzungsfrist 
für die Kindergeld-Rückforderung nach § 169 Abs. 2 S. 2 AO verneint. Es liege 
weder Vorsatz noch Leichtfertigkeit vor. Die vom Kläger geäußerte Ansicht, er 
sei davon ausgegangen, dass die von ihm zu Beginn über den Wegzug der 
Kinder informierte Schulbehörde der Familienkasse die Informationen über 
den Schulaufenthalt in Serbien mitteile, sei nicht widerlegt worden. In Anbe-
tracht der Komplexität der Rechtsprechung zur Beibehaltung des Wohnsitzes 
sei es auch nicht als grob fahrlässig anzusehen, dass der Kläger von einer 
Beibehaltung des inländischen Wohnsitzes ausgegangen war.

merKe | Für Kinder, die weder einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Auf ent-
halt im Inland, in einem Mitgliedstaat der EU oder in einem Staat haben, auf den 
das Abkommen über den EWR anzuwenden ist, und die auch nicht im Haushalt eines 
Berechtigten i. S. d. § 62 Abs. 1 Nr. 2a EStG leben, wird nach § 63 Abs. 1 S. 3 EStG 
kein Kindergeld gewährt (BFH 25.9.14, III R 10/14, BStBl II 15, 655). Stellt sich der 
Sachverhalt bezüglich des inländischen Wohnsitzes – wie hier – als Grenzfall dar, 
sodass nicht erwartet werden kann, dass ein Laie ihn exakt beurteilt, ist dies beim 
subjektiven Tatbestand zugunsten des Mandanten geltend zu machen. (DR)

 ↘ WEITERFÜHRENDER HINWEIS
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▶▶ Bundesverwaltungsgericht
Presse erhält keine Auskunft zu Steufa-einsatz im Swinger-Club

| Ein Journalist verlangte vom Finanzministerium NRW nähere Auskünfte 
zu einem Einsatz der Steuerfahndung in einem Swinger-Club. Sein Aus-
kunftsbegehren richtete sich darauf, wie lange der Einsatz gedauert hatte, 
wer bei dem Einsatz federführend war bzw. ihn veranlasst hatte, ob Beweis-
material gesichert wurde und ob Festnahmen erfolgt waren bzw. Haft-
befehle vollstreckt wurden. Das BVerwG hat das Auskunftsbegehren unter 
Hinweis auf das Steuer geheimnis (§ 30 AO) zurückgewiesen (29.8.19, 7 C 
33.17, Abruf-Nr. 211936).  |

Zwar sei die Pressefreiheit ein wichtiges Gut. Der unbestim mte Rechtsbegriff 
des „zwingenden öffentlichen Interesses“ in § 30 Abs. 4 Nr. 5 AO biete jedoch 
ausreichend Raum, um dem Rechnung zu tragen und die spezifischen Einzel-
fallumstände abzuwägen. (DR)
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Praxis Ärzteberatung
am 20.03.2020 in Düsseldorf

www.kongress-praxis- 
aerzteberatung.de

Folgende Topthemen erwarten Sie:

•  Aktuelle Steuerrechts- und Gestaltungsfragen 
in der Ärzteberatung

•  Besonderheiten der vertragsarztrechtlichen 
Beratungspraxis anhand von Fallbeispielen

•  Beratung ärztlicher Kooperationen an der Schnittstelle 
von Medizin-, Gesellschafts- und Steuerrecht

•  Praxisnachfolge: rechtliche und steuerliche 
Gestaltungsmöglichkeiten

•  Aktuelles aus dem Honorarrecht der Ärzte

Termin 20.03.2020
Beginn 09:00 Uhr, Ende ca. 17:00 Uhr

Ort Maritim Hotel Düsseldorf,
Maritim-Platz 1 (Flughafen),
40474 Düsseldorf, Telefon 0211 5209-0

Teilnahmegebühr 570,00 € zzgl. USt.
Bezahlung im Voraus gegen Rechnung.
Bei Buchung bis zum 31.12.2019: 10 % Preis-
vorteil. Bei gleichzeitiger Anmeldung 
von mindestens 2 Teilnehmern ab der 
2. Buchung: 10 % Preisvorteil

Teilnehmerkreis
Steuerberater/Wirtschaftsprüfer 
mit Spezialisierung auf Ärzte

Rechtsanwälte mit Beratungs-
schwerpunkt Arzt- und Medizinrecht

Buchungsnummer 1099
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Tobias Scholl-Eickmann 
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Hochschule Osnabrück, 
Lehrbeauftragter der 
Fachhochschule Süd-
westfalen, Dortmund

Gerrit Tigges, RA, FA für 
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Alfred P. Röhrig, 
Dipl.-Finw., StB, 
Umstrukturierungen, 
Nachfolgeberatung, 
Bad Honnef

Dietmar Sedlaczek,
RA, FA für Medizin-recht, 
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lin

Prof. Dr. Johannes 
Georg Bischoff, StB, 
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Honorar professur 
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Plausibilitätsprüfung, 
Arztstrafrecht, 
Dortmund
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